
 

 

 

 BENACHRICHTIGUNG DES KONKURSRICHTERS 

 
Laut Gesetz muss ein Verwaltungsrat die Überschuldung einer Gesellschaft mit einem von der Revisionsstelle geprüf-
ten Zwischenabschluss belegen. Doch die meisten Gerichte eröffnen den Konkurs auch ohne Prüfungsbericht. 
 
Bei begründeter Besorgnis einer Überschuldung muss der 
Verwaltungsrat einen Zwischenabschluss erstellen und die-
sen durch die Revisionsstelle prüfen lassen. Diese Prü-
fungspflicht gilt nach Gesetz auch für Gesellschaften, die 
keine Revisionsstelle haben. In solchen Fällen muss der 
Verwaltungsrat einen zugelassenen Revisor mit der Prüfung 
beauftragen.  
 
Das Gesetz sieht keine Ausnahmen von der Prüfungspflicht 
vor. Ob die Firma massiv überschuldet ist oder ob ihr die fi-
nanziellen Mittel fehlen, um die Revisionsgesellschaft für 
ihre Arbeit zu bezahlen, spielt keine Rolle. 
 
Vom strengen Erfordernis des geprüften Zwischenabschlus-
ses wich das Obergericht des Kantons Zürich vor sieben 
Jahren ab. Der einzige Verwaltungsrat eines Unternehmens 
zeigte die Überschuldung der Firma an. Dabei stützte er 
sich auf eine handschriftlich erstellte, ungeprüfte Zwischen-
bilanz, bei der Aktiven von rund 100 000 Franken Fremdka-
pital von fast 1,4 Millionen Franken gegenüberstanden. Das 
Bezirksgericht Dielsdorf ZH eröffnete den Konkurs, der vom 
Zürcher Obergericht unter Hinweis auf ein Urteil des Bun-
desgerichts (5A_625/2015 vom 18. Januar 2016) bestätigt 
wurde. Begründung: «Der Konkursrichter kann auf das Er-
fordernis einer Revision der Zwischenbilanz verzichten, weil 
das Revisionserfordernis verhindern soll, dass die Zwi-
schenbilanz zu optimistisch ausfällt. Hingegen soll es einer 
Überschuldungsanzeige nicht ein formelles Hindernis zum 
Nachteil der Gläubiger in den Weg stellen.» Die Vorinstanz 
habe auf die ungeprüfte Zwischenbilanz abstellen dürfen, 
weil die Überschuldung offensichtlich gewesen sei. 
 
Der Autor fragte Anfang Jahr für die Fachzeitschrift plädoyer 
die erst- und zweitinstanzlichen Gerichte in allen Deutsch-
schweizer Kantonen, ob sie ebenfalls auf die Prüfung des 
Zwischenabschlusses durch eine Revisionsstelle verzich-
ten, und wenn ja, nach welchen Kriterien sie verzichten, und 
ob der Verzicht nur für Firmen ohne Revisionsstelle (Opting-
out) oder auch für Unternehmen mit eingeschränkter oder 
ordentlicher Revision gilt. 
 
Die Resultate der Umfrage befinden sich auf der Rückseite 
dieser Info. 

Laut Umfrage verzichten 15 Gerichte auf die Prüfung des 
Zwischenabschlusses durch eine Revisionsstelle. Zwei Ge-
richte verlangen weiterhin einen geprüften Zwischenab-
schluss, etwa das Kantonsgericht Schaffhausen und das 
Bezirksgericht Luzern. 17 Gerichte, darunter fast alle zweit-
instanzlichen, haben noch keine feste Praxis, weil sich die 
aufgeworfene Frage noch nie oder nur selten gestellt habe. 
 
Zu den Kriterien für einen Verzicht äussern sich drei Ge-
richte ausführlich, etwa das Kantonsgericht Nidwalden: Die 
Überschuldung müsse sich offensichtlich aus den Akten er-
geben und die Gesellschaft ihre Aktivität eingestellt haben. 
Zudem dürften keine Interessen von Angestellten verletzt 
werden und kein Rechtsmissbrauch vorliegen. 
 
Für drei Gerichte wie zum Beispiel das Kantonsgericht Zug 
reicht es, wenn die Überschuldung offensichtlich ist. Andere 
begnügen sich mit der Überschuldung (Obergericht Uri) 
oder entscheiden nach Ermessen (Regionalgericht Bern-
Mittelland und Bezirksgericht Zürich). 
 
Die meisten Gerichte lassen den Verzicht auf eine Prüfung 
durch die Revisionsstelle bei allen Revisionsarten zu. Nur 
die Luzerner Richter verlangen immer einen Revisionsstel-
lenbericht bei «grösseren Unternehmen mit einer hohen Bi-
lanzsumme». Und das Kreisgericht St. Gallen verzichtet nur 
bei Firmen mit Opting-out. 



 

 

 

Praxis der Gerichte zur Bilanzdeponierung 
Kanton / Gericht Verzicht auf Prüfbericht Kriterien für Verzicht Verzicht bei allen Revisionsarten 

(Opting-out, eingeschränkte und 
ordentliche Revision) 

AI Bezirksgericht Appenzell 
Innerrhoden1 

Ja Offensichtliche Überschuldung Ja 

AR Kantonsgericht Appen-
zell Ausserrhoden 

Nein - - 

BE Regionalgericht Bern-
Mittelland1 

Ja Ermessen Ja 

BL Zivilkreisgericht Basel-
Landschaft Ost 

Ja Einzelfall Ja 

BS Zivilgericht Basel-Stadt Ja Geschäftstätigkeit eingestellt, keine 
gefährdeten Drittinteressen und kein 
Rechtsmissbrauch 

Ja 

GL Kantonsgericht Glarus Ja Plausible Bilanz Ja 
LU Bezirksgericht Luzern1 Nein, aber in Ausnahmefäl-

len möglich 
Belege für Überschuldung Nein, nicht bei grösseren Unterneh-

men mit hoher Bilanzsumme 
LU Kantonsgericht Luzern Nein, aber in Ausnahmefäl-

len möglich 
Belege für Überschuldung Nein, nicht bei grösseren Unterneh-

men mit hoher Bilanzsumme 
NW Kantonsgericht Nidwal-
den 

Ja Offensichtliche Überschuldung, Ge-
schäftstätigkeit eingestellt, keine ge-
fährdeten Arbeitnehmerinteressen 
und kein Rechtsmissbrauch 

Ja 

SG Kreisgericht St. Gallen1 Ja Offensichtliche Überschuldung Nein, nur bei Opting-out 
SH Kantonsgericht Schaff-
hausen 

Nein - - 

SO Richteramt Solothurn-
Lebern1 

Ja Schlüssige Bilanz Ja 

SZ Bezirksgericht Schwyz1 Ja Offensichtliche Überschuldung, 
Wahrung der Gläubigerinteressen 
und kein Rechtsmissbrauch 

Keine Angaben 

TG Bezirksgericht Frauen-
feld1 

Ja Keine Angaben Keine Angaben 

UR Landgericht Uri Ja Überschuldung  Ja 
UR Obergericht Uri Ja Überschuldung  Ja 
ZG Kantonsgericht Zug Ja Offensichtliche Überschuldung Ja 
ZH Bezirksgericht Zürich1 Ja Ermessen Ja 
ZH Obergericht Zürich Ja Ermessen Ermessen 

1 In diesen Kantonen gibt es mehr als ein erstinstanzliches Gericht. 
Die Umfrage von plädoyer erfolgte im Januar 2024. Das Schaffhauser Obergericht hat auf die Anfrage nicht reagiert, weshalb es in der Aufstel-
lung nicht berücksichtigt wurde. Ebenso fehlen die Gerichte, die noch keine Praxis haben: Bezirksgericht Aarau, Regionalgericht Plessur GR 
sowie die zweitinstanzlichen Gerichte von AG, AI, AR, BE, BL, BS, GL, GR, NW, OW, SG, SO, SZ, TG und ZG. 


